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d) Der Minister kann die Gründung neuer Betriebe 
und sonstiger Institutionen nach Abstimmung 
mit der Staatlichen Plankommission und dem 
Ministerium der Finanzen anordnen.

e) Für besondere Zwecke (z. B. Abgeltung von 
Bergschäden, Durchführung von Sicherheits­
maßnahmen) kann der Minister zusätzliche 
Haushaltsmittel bis zu zwei Millionen DM in

- Anspruch nehmen, wenn darüber Einvernehmen 
mit dem Minister der Finanzen besteht.

f) Zum Ausgleich von Verteuerungen, die sich aus 
Preisneuregelungen während der Planung und 
Durchführung von Investitionen ergeben, kann 
der Minister Mittel aus einem hierfür bei dem 
Ministerium der Finanzen zu bildenden Fonds 
in Anspruch nehmen.

g) Der Minister entscheidet über die Einrichtung 
von Vertretungen der am Export von veredelten 
Fertigprodukten und Spezialerzeugnissen haupt­
sächlich beteiligten Betriebe im Ausland. Über 
die Einrichtung von Auslandsvertretungen soll 
der Minister grundsätzliches Einvernehmen mit 
dem Ministerium für Außenhandel und Inner­
deutschen Handel herbeiführen. Die Vertretun­
gen der Betriebe unterstehen der jeweiligen 
Handelsvertretung der Deutschen Demokra­
tischen Republik.

3. Der Minister hat festzulegen, auf welche Betriebe 
seines Bereiches die Vorschriften des Abschnittes III 
Ziff. 2 Anwendung finden.

II.
1. Die Leiter der Hauptverwaltungen der Industrie- 

Ministerien können den Abschluß von Einzelver­
trägen genehmigen, soweit sich die vereinbarten 
Gehälter im Rahmen der zuständigen J-Gruppe 
halten.

2. Die Leiter der Hauptverwaltungen können die 
Struktur- und Stellenpläne der Betriebe ihres Ver­
antwortungsbereiches festlegen.

3. Für ihren Industriezweig können die Leiter der 
Hauptverwaltungen Prämienlohnsysteme im Rah­
men der hierfür geltenden Bestimmungen ein­
führen. In grundsätzlichen Fragen ist Einverneh­
men mit dem Minister für Arbeit und Berufsaus­
bildung herbeizuführen.

4. Die Leiter der Hauptverwaltungen bestätigen die 
Pläne der ihnen unterstellten Betriebe.

5. Die Leiter der Hauptverwaltungen bestätigen die 
Vorprojekte und Projekte für Hauptanlagen (außer 
Studienprojekten und Planschwerpunkten).

6. Die Leiter der Hauptverwaltungen erteilen ihren 
Betrieben die Kontrollziffern und Planauflagen für 
Investitionen.

7. Die Led/er der Hauptverwaltungen entscheiden 
über die Kostenpläne für Investitionen und Ge­
neralreparaturen ihrer Betriebe.

8. Die Leiter der Hauptverwaltungen entscheiden 
über Planänderungen für Investitionen mit Unter­
limitcharakter und für Generalreparaturen.

9. Die Leiter der Hauptverwaltungen bestätigen die 
Aufträge für Projektierungsarbeiten.

10. Die Leiter der Hauptverwaltungen genehmigen die 
Übertragung von Wohngrundstücken in die Rechts­
trägerschaft ihrer Betriebe im Sinne der Verord­

nung vom 6. November 1952 über Wohnungen für 
Werktätige der volkseigenen und ihnen gleich­
gestellten Betriebe (GBl. S. 1187).

11. Die Leiter der Hauptverwaltungen entscheiden über 
die Bildung betrieblicher Exportabteilungen zur 
Sicherung der Eigenexporte der Betriebe, welche 
hochwertige Fertigprodukte herstellen.

12. Die Leiter der Hauptverwaltungen regeln die Be­
setzung genehmigter Auslandsvertretungen ihrer 
Betriebe.

13. Die Leiter der Hauptverwaltungen entscheiden 
über die Bildung eines Fonds aus ihrem In­
vestitionsplan zwecks Durchführung von Mecha- 
nisierungs- und Rationalisierungsaufgaben sowie 
zur* Einführung neuer Technik in ihren Betrieben.

14. Die Leiter der Hauptverwaltungen genehmigen 
volkswirtschaftlich notwendige Änderungen der 
Planaufgaben ihrer Betriebe, sofern dadurch die Er­
füllung des Gesamtplanes mengen- und wertmäßig 
nicht gefährdet wird.

15. Die Leiter der Hauptverwaltungen können Teile 
ihrer Befugnisse auf solche Betriebe übertragen, 
deren Größe oder volkswirtschaftliche Bedeutung 
dies rechtfertigt. Dies gilt insbesondere für die 
unter den Ziffern 1, 3, 8 und 13 aufgeführten Be­
fugnisse.

III.
1, Zutreffend für sämtliche zentralgeleiteten volks­

eigenen Betriebe:
a) Die Werkleiter entscheiden über Änderungen der 

Stellenpläne ihrer Betriebe, wenn dadurch ihr 
Arbeitskräfteplan und ihr Lohnfonds nicht 
überschritten werden.

b) Die Werkleiter bestimmen Art und Umfang der 
Projektierungsunterlagen, die zur Durchführung 
in sich geschlossener Investitionsobjekte mit 
einem Wertumfang bis zu 20 000 DM erforder­
lich sind. Die von der Hauptverwaltung dazu 
ermächtigten Werkdirektoren können über Art 
und Umfang dieser Unterlagen auch dann ent­
scheiden, wenn das betreffende Objekt einen 
Wertumfang bis zu 750 000 DM hat.

c) Die Werkleiter entscheiden über Änderungen der 
Kostenstruktur für Ausrüstungen während des 
gesamten Planjahres im Rahmen des Planes 
sowie unter Einhaltung der Termine für den 
Kapazitätszuwachs wie auch über Änderungen 
der Kostenstruktur für Baumaßnahmen in 
Übereinstimmung mit den Bauauftragnehmern.

d) Die Werkleiter können notwendige Abweichun­
gen von ihrem Betriebsplan innerhalb der ein­
zelnen Quartale bis zu ± 5 °/o genehmigen, wenn 
dadurch die Erfüllung der staatlichen Aufgaben 
im Quartal und die Erfüllung ihres Jahresplanes 
nicht gefährdet ist. Die vorgesehenen Ab­
weichungen sind vor Beginn des Quartals fest­
zulegen. Die Hauptverwaltung ist darüber zu 
unterrichten.

e) Die Werkleiter entscheiden über Änderungen 
in der Technologie der Produktion, wenn da­
durch die Erfüllung des Produktionsplanes nicht 
gefährdet ist, die Qualität der Erzeugnisse nicht 
beeinträchtigt wird und die Selbstkosten der 
Produktion nicht erhöht werden.


